Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Große Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


botr. Verkehrspolitik 


Dauernde Umorientierungen der Ziele und Prioritäten haben 
bewirkt, daß ein klarer verkehrspolitiscber Kurs der Bundes- 
regierung nicht mehr erkennbar ist. 

Das gesetzlich verankerte Straßenbauprogramm 1971 bis 1985 
war nach den Worten der Bundesregierung so angelegt, daß 
der Straßenbau die Motorisierung überholen sollte. Jetzt redu- 
ziert die Bundesregierung den Fernstraßenbau ebenso drastisch, 
wie sie die fiskalische Belastung des Autos erhöhen will. 

Lange Zeit v/ar es das erklärte Ziel der Bundesregierung, die 
Deutsche Bundesbahn aus den roten Zahlen herauszufahren. 
In der Regierungserklärung vom Oktober 1969 kündigte die 
damalige Bundesregierung an, sie werde „als Voraussetzung 
für eine von ihr angestrebte liberale Verkehrswirtschaft ihre 
Bemühungen verstärken, gleiche Wettbewerbsbedingungen für 
die Wettbewerbsträger zu schaffen"'. Die Deutsche Bundesbahn 
solle in die Lage versetzt werden, einem Wirtschaftsunter- 
nehmen vergleichbar - nach modernen kaufmännischen Grund- 
sätzen handeln" zu können. Die Regierungserklärung vom 
18. Januar 1973 fordert zwar für die Deutsche Bundespost grö- 
ßere unternehmerische Selbständigkeit, für die Bundesbahn 
fehlt jedoch jeglicher Hinweis auf eigenwirtschaftliches, d. h. 
unternehmerisch ausgerichtetes Verhalten. Es wird immer deut- 
licher, daß mit dem explosionsartig ansteigenden Zuschußbedarf 
der Bundesbahn die Bundesregierung in eine gemeinwirtschaft- 
liche Interpretation des Leistungsangebots der Bahn ausweicht. 
Weniger deutlich sind bisher die finanziellen Konsequenzen 
einer derartigen Umorientierung der verkehrspolitischen Ziel- 
setzung bei der Bundesbahn. 

Zwar plant die Bundesregierung, die Mineralölsteuer um 5 Pf 
je Liter zu erhöhen, den Bundesfernstraßenbau drastisch zu 
reduzieren, und verschiedentlich wird von Regierungsmitglie- 
dern auch eine globale Drosselung der Motorisierung ins Auge 
gefaßt; die raumordnerische Konsequenz einer derartigen Ver- 
kehrspolitik ist jedoch bisher nicht zur Diskussion gestellt wor- 
den. Schließlich ist es der Verkehrsbereich, der eine Fülle von 
Problemen des Umweltschutzes aufwirft. Auch hier ist bisher 
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eine abgestimmte Strategie zwischen Verkehrspolitik und Um- 
weltpolitik nicht erkennbar. 


Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. In welchen Bereichen der Verkehrspolitik der Bundesregie- 
rung gilt die Aussage der Regierungserklärung vom 19. Ja- 
nuar 1973: „Die Leistungs- und Anpassungsfähigkeit der 
m.arktwirtschaftlichen Ordnung soll genutzt werden“? 

2. Soll mit der von der Bundesregierung jetzt häufig gebrauch 
ten Formel „Verkehrspolitik ist Gesellschaftspolitik“ zum 
Ausdruck gebracht werden, daß in Zukunft in weitaus 
höherem Maße als bisher nichtkostendeckende Verkehrs- 
leistungen gemeinwirtschaftlich, d. h. auf Kosten des Steuer- 
zahlers, angeboten werden sollen? 

3. Welchen finanziellen Spielraum für mehr gemeinwirtschaft- 
liche Verkehrsleistungen läßt die Fortschreibung der Ver- 
kehrshaushalte im Finanzplan 1972 bis 1976 bei einer durch- 
schnittlichen jährlichen Steigerungsrate von nur 3,5 v. H.? 

4. Sollen die Ansätze im Verkehrshaushalt des Finanzplans 
1972 bis 1976 zum Ausdruck bringen, daß der finanzielle 
Ausgleich für gemeinwirtschaftliche Verkehrsleistungen 
in Zukunft verstärkt von Ländern und Kommunen zu tra- 
gen sein wird? 

5. Ohne Erhöhung der Mineralölsteuer werden die jährlichen 
Mehreinnahmen aus dieser Steuer bei durchschnittlich 500 
Mio DM liegen, wovon etwa 300 Mio DM dem Verkehrs- 
bereich zufließen. Aus der geplanten Mineralölsteuererhö- 
hung um 5 Pf je Liter erwartet die Bundesregierung Mehr- 
einnahmen von 1974 = 2 Mrd, DM, 1975 = 2,1 Mrd. DM, 
1976 = 2,2 Mrd. DM. Demgegenüber soll der Verkehrshaus- 
halt des Bundes 1974 um 750 Mio DM sowie 1975 und 1976 
jeweils um 600 Mio DM steigen. Gibt die Bundesregierung 
mit der Fortschreibung des Verkehrshaushalts in der Fi- 
nanzplanung 1972 bis 1976 nicht klar zu erkennen, daß die 
Mehreinnahmen aus der geplanten Mineralölsteuererhö- 
hung im wesentlichen am Verkehrshaushalt vorbeifließen? 

6. Welche verkehrspolitische Konzeption soll es ermöglichen, 
daß die finanziellen Zuwendungen des Bundes an die 
Deutsche Bundesbahn laut Finanzplan 1972 bis 1976 in die- 
sem Zeitraum durchschnittliche jährliche Steigerungsraten 
von nur 1,8 v. H. erreichen, während die Steigerungsraten in 
den Jahren 1970 bis 1973 Größenordnungen von 17 bis 
44 V. H. aufweisen? 


7. Hält es die Bundesregierung für vertretbar, daß der Anteil 
der Verkehrsinvestitionen am gesamten Verkehrshaushalt 
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des Bundes von 53 v. H. im Jahre 1970 auf 47 v. H. im Jahre 
1973 abgesunken ist? 

8. Geht die Bundesregierung davon aus, daß in der Bundes- 
republik heute ein Zustand der „Übermotorisierung" 
herrscht? 

9. Hält die Bundesregierung eine Politik der Drosselung der 
Motorisierung für realisierbar, die nicht zu allererst den 
Arbeitnehmer zum Verzicht auf das Automobil zwingt? 

10. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der Individual- 
und Straßenverkehr im ländlichen Raum auf vorläufig nicht 
absehbare Zeit unverzichtbare Voraussetzung für die Mobi- 
lität von Menschen und Gütern ist und damit auch Bedin- 
gung für die Erfüllung der Forderungen aus dem Bundes- 
raumordnungsgesetz? 

11. Soll der notwendige Ausbau des öffentlichen Personennah- 
verkehrs in den Ballungsräumen 

a) auf Kosten des innerstädtischen Straßenbaus gehen, 

b) oder welcher prozentuale Anteil der Mehreinnahmen 
aus der geplanten Mineralölsteuererhöhung soll für die 
von der Bundesregierung angekündigten zusätzlichen 
Maßnahmen bereitgestellt werden? 

12. Arbeitet die Bundesregierung an einem umfassenden Kon- 
zept des Umweltschutzes für den Verkehrsbereich? 

13. Welche Maßnahmen zur Hebung der Verkehrssicherheit 
im Verkehrswesen plant die Bundesregierung in dieser 
Legislaturperiode? 

14. Wie beurteilt die Bundesregierung 

a) die Wettbewerbsposition des deutschen Güterkraftver- 
kehrs im grenzüberschreitenden Verkehr, 

b) die Chancen der europäischen Verkehrspolitik in den 
kommenden Jahren? 


Bonn, den 23. Mai 1973 


Dr. Carstens, Stückten und Fraktion 
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